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CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
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CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
AI Assurance-invalidité
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CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
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Chronique générale

Economie

Politique économique

Situation et politique conjoncturelle

Ohne Diskussion überwies der Ständerat eine Motion Jelmini (cvp, TI), welche die
Ausarbeitung eines konjunkturpolitischen Instrumentariums fordert. Dabei soll auf die
Institutionalisierung der Zusammenarbeit von Bund, Kantonen, Gemeinden, der
Wirtschaft und der Nationalbank besonderes Gewicht gelegt werden. 1

MOTION
DATE: 30.09.1991
HANS HIRTER

Politique structurelle

Corrado Pardini (sp/ps, TI) s’appuie sur les besoins de financement des entreprises
pour entreprendre le tournant numérique mais aussi écologique induit par les
mutations structurelles de notre société, pour déposer une motion qui vise la création
d’un fonds de soutien aux entreprises. Il estime que la politique monétaire de la BNS,
avec notamment l’introduction de taux négatifs pour inciter les banques à investir dans
les entreprises, ne produit pas les effets escomptés. Il souligne d’ailleurs que bien que
les taux d’intérêts soient extraordinairement bas, les investissements demeurent très
faibles. Une réalité qui contredit la logique économique. La création d’un fonds
spécifique serait donc nécessaire. Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Il
a estimé que la politique actuelle de promotion de l’innovation économique, de
favorisation des liens entre milieux scientifiques et secteur économique, ou encore le
message FRI 2017-2020 sont plus efficaces qu’un fonds de soutien. Le Conseil national
a rejeté la motion par 139 voix contre 51 et 1 abstention.  Seul le camp rose-vert a voté
en faveur de l’objet. 2

MOTION
DATE: 31.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Crédit et monnaie

Régulation des marchés financiers

Les mutations structurelles engendrées par la numérisation transforment notre société.
Le secteur de la finance n'échappe pas à cette révolution. De nouveaux acteurs et de
nouvelles solutions inondent la finance numérique. Afin de prendre en compte ces
acteurs innovants et de garantir une réglementation adéquate, Claude Béglé (pdc, VD)
propose la création d'un poste de coordinateur pour assurer l'avènement de la
finance numérique. Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion du député vaudois. Il a
estimé que plusieurs autorités fédérales comme le Département fédérale des finances
(DFF), le Secrétariat d'Etat à l'économie (SECO), la Banque nationale suisse (BNS) ou
encore l'Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers (FINMA) assuraient
déjà une transition optimale. De plus, il a précisé que le Secrétariat d'Etat aux questions
financières internationales (SFI) garantissait la coordination voulue par la motion.
L'objet a été retiré. 3

MOTION
DATE: 14.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Politique monétaire

Die Ankündigung der SNB, auf Giroguthaben ab einer gewissen Freigrenze einen Zins
von -0,75% zu erheben, blieb von der nationalen Politik nicht unkommentiert. Knapp
zwei Monate, nachdem die SNB ihre neue Zinspolitik bekanntgegeben hatte, reagierte
die CVP-EVP-Fraktion mit der Einreichung der Motion „Keine Negativzinsen auf
Volksvermögen“. Diese enthielt die Forderung an den Bundesrat, zusammen mit der
SNB dafür zu sorgen, dass „Volksvermögen“ – Pensionskassengelder sowie Guthaben
der Sozialversicherungen – nicht negativ verzinst werden und stattdessen bis auf
Widerruf bei der SNB zum Nulltarif deponiert werden können. Gemäss einreichender
Fraktion sei dies notwendig, weil die institutionellen Anleger in einer Phase mit
Negativzins in risikoreiche Anlageformen getrieben würden, um die Strafzinsen zu
umgehen. Zudem stehe der Staat, der seinen Bürgern das Sparen in Form der
obligatorischen zweiten Säule gewissermassen aufzwinge, in der Verantwortung, dafür
zu sorgen, dass die realen Werte der Sparguthaben erhalten werden könnten. Ebendies
sei jedoch in einem Umfeld mit Negativzinsen gefährdet. In seiner Stellungnahme

MOTION
DATE: 11.03.2015
NICO DÜRRENMATT
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äusserte der Bundesrat diverse Bedenken am Inhalt des Vorstosses. Erstens seien die
eingeführten Negativzinsen ein probates Mittel, um einer weiteren Stärkung des
Schweizer Frankens entgegenwirken zu können. Eine Ausnahmeregelung, wie sie die
Initiative forderte, gefährde hingegen die Wirksamkeit dieses geldpolitischen
Instruments. Zudem rief der Bundesrat in Erinnerung, dass die Teuerungsrate im
negativen Bereich lag. Dies war deshalb von Bedeutung, weil dadurch die realen
Sparguthaben trotz Negativzins erhalten werden konnten. Schliesslich erachtete die
Regierung einen gesetzlichen Eingriff auch aus verfassungsrechtlicher Sicht als
problematisch, weil er die geldpolitische Unabhängigkeit und Handlungsfreiheit der
Nationalbank gefährden würde. Die Motion wurde bis zum Jahresende noch nicht in
den Räten behandelt.

Banque nationale

Die anhaltend schlechte Lage der Bundesfinanzen weckte Begierden gegenüber der
Nationalbank. Die Finanzkommission des Nationalrats verlangte mit einer Motion die
Heraufsetzung der seit 1992 auf jährlich maximal 600 Mio Fr. festgelegten Grenze für
die Gewinnausschüttung an den Bund und die Kantone. Der Bundesrat sprach sich
dagegen aus. Um inflationäre Auswirkungen zu neutralisieren, müsste die Notenbank
gleichzeitig Devisen verkaufen, was ihren währungspolitischen Spielraum einengen
würde. Da Oehler (cvp, SG) mit der Umwandlung in ein Postulat nicht einverstanden war,
wurde der Entscheid über den Vorstoss verschoben. 4

MOTION
DATE: 31.12.1995
HANS HIRTER

Die im letzten Jahr nicht abschliessend behandelte Motion der Finanzkommission des
Nationalrats für eine Erhöhung der Obergrenze der Gewinnausschüttung der
Nationalbank von gegenwärtig CHF 600 Mio. wurde mit dem Einverständnis des
Bundesrats in Postulatsform überwiesen. Ein Antrag Aregger (fdp, LU), den Vorstoss
auch in dieser Form abzulehnen, unterlag mit 70 zu 48 Stimmen. Eigentlich hatte die
Nationalbank vorgesehen, wegen den Buchverlusten auf den Devisenreserven für das
Rechnungsjahr 1995 lediglich CHF 142 Mio. Gewinn an den Bund und die Kantone
abzuliefern. Die Kritik an ihrer Anlagepolitik und die anschliessenden Diskussionen
(siehe unten) führten dann jedoch zu einer Korrektur. Durch die Aktivierung von stillen
Reserven (d.h. konkret durch die Bewertung von handelbaren Terminkontrakten und
Wertpapieren zu Marktpreisen) konnte für das Jahr ein einmaliger ausserordentlicher
Ertrag von CHF 1.56 Mia. ausgewiesen werden, was die nachträgliche Erhöhung der
Gewinnbeteiligung 1995 um 458 auf  CHF 600 Mio. erlaubte. 5

MOTION
DATE: 19.03.1996
HANS HIRTER

Die GPK des Nationalrats publizierte im Februar ihren Untersuchungsbericht zur
Ausschüttung der ausserordentlichen Gewinne, welche bei der Nationalbank aus dem
Verkauf der nicht mehr für die Währungspolitik benötigten Goldreserven entstanden
waren. Nachdem sich die beiden Parlamentskammern nicht hatten einigen können,
hatte der Bundesrat (und nach ihm auch die zuständigen Gremien der Nationalbank)
2005 beschlossen, den bei der Verteilung der normalen SNB-Gewinne
verfassungsmässig vorgeschriebenen Verteilschlüssel anzuwenden (zwei Drittel für die
Kantone, einen Drittel für den Bund). Insbesondere die SP hatte damals dagegen
protestiert. Die GPK-NR bemängelte in ihrem Bericht, dass die 21 Mia Fr. innerhalb von
nur drei Monaten verteilt wurden, was ihrer Meinung nach dem bei der
Gewinnausschüttung angewandten Prinzip der Verstetigung widerspricht. Sie kritisierte
auch, dass die getroffene Lösung weder vom Parlament noch vom Volk beschlossen
worden war. Sie kam allerdings zum Schluss, dass die Anwendung des üblichen
Verteilschlüssels insgesamt der Rechtsordnung entsprochen habe. Um aber bei
allfälligen weiteren ausserordentlichen Goldverkäufen ein Mitbestimmungsrecht des
Parlaments zu sichern, reichte sie eine entsprechende Motion ein. Der Bundesrat wies
diese Kritik vollumfänglich als unbegründet zurück. Auf die bei den normalen Gewinnen
von den Kantonen gewünschte Verstetigung der Ausschüttungen (d.h. ihre Glättung
über mehrere Jahre hinweg) habe er mit ausdrücklichem Einverständnis der Kantone in
diesem Fall verzichtet. Der Vorwurf, dass sich Parlament und Volk nicht hätten äussern
können, sei angesichts der zwei Volksabstimmungen (SVP-Gold-Initiative und
Solidaritätsstiftung) und der Unfähigkeit der beiden Parlamentskammern, sich auf eine
Lösung zu einigen, fehl am Platz. 6

MOTION
DATE: 07.02.2006
HANS HIRTER
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Der Nationalrat überwies gegen die Empfehlung des Bundesrates eine Motion, die
verlangt, dass bei der Ausschüttung von zukünftigen Sondererlösen aus Goldverkäufen
der Nationalbank das Parlament über die Auszahlungsmodalitäten und die Verwendung
des Bundesanteils von einem Drittel entscheidet. Diese von der SVP, der SP und der GP
unterstützte Motion hatte 2006 die GPK-NR eingereicht, nachdem sie in einem Bericht
ihre Unzufriedenheit mit dem Vorgehen des Bundesrats und der Nationalbank bei der
Verteilung der Einnahmen aus der Liquidierung eines Teils der in Gold angelegten
Währungsreserven formuliert hatte. Der Ständerat lehnte die Motion ab, weil erstens
keine Geldverteilungen aus neuen Goldverkäufen in Sicht seien und zweitens derartige
Bestimmungen nur die Begehrlichkeit und Sonderfinanzierungswünsche bei den
Parteien wecken würden. Wie auch der Bundesrat fand die kleine Kammer, dass der im
Finanzhaushaltsgesetz für den Bundesanteil festgelegte Verwendungszweck von
Sonderausschüttungen (Schuldenabbau) sinnvoll und ausreichend sei. Mit einem
überwiesenen Postulat Stamm (svp, AG) verlangte der Nationalrat vom Bundesrat einen
Bericht über die Hintergründe der Goldverkäufe der Nationalbank und dabei
insbesondere eine Antwort auf die Frage, ob die Schweiz beim Verkauf dieses
„Volksvermögens“ unter dem Druck ausländischer Institutionen (z.B. der Zentralbanken
der USA oder der EU) gestanden habe. 7

MOTION
DATE: 17.12.2007
HANS HIRTER

L'article 99 de la Constitution précise que la Banque nationale suisse (BNS) doit mener
une politique monétaire qui sert les intérêts généraux du pays. Cette volonté se décline
essentiellement en deux objectifs définis par la loi sur la banque nationale suisse (LBN):
garantir la stabilité des prix, stabiliser la conjoncture et donc indirectement le niveau
d'emploi. Le groupe socialiste s'est appuyé sur ces deux objectifs pour déposer une
motion qui remet en question la politique monétaire de la BNS en 2015. Pour être
précis, la motion demandait au Conseil fédéral de vérifier que la BNS remplissent ses
objectifs définis par la LBN. Pour appuyer son argumentation, le groupe socialiste a mis
en évidence la situation économique helvétique. Tout d'abord, il a mentionné la
volatilité de l'inflation. Puis, il a rappelé que le chômage était en hausse. Il a finalement
souligné que les secteurs du tourisme et de l'industrie souffraient du franc fort. Il
estime donc que les mesures de la BNS sont insuffisantes. Un tel immobilisme nuirait au
développement économique helvétique. 
De son côté, le Conseil fédéral a rappelé l'indépendance indispensable de la BNS. En
outre, il a précisé que la situation économique actuelle sortait de l'ordinaire ce qui
réduisait fortement la marge de manœuvre de la BNS. Étant donné les taux d'intérêt
très bas et l'inflation presque nulle, la boîte à outils de la politique monétaire se trouve
fortement amincie. Il a proposé de rejeter la motion. La chambre du peuple a rejeté la
motion par 137 voix contre 50 et 2 abstentions. Seul les voix des Verts sont venues
soutenir le groupe socialiste. 8

MOTION
DATE: 04.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

L’art.99 de la Constitution helvétique indique que la Banque nationale suisse (BNS) est
indépendante et seule habilitée à diriger la politique monétaire du pays. L’art.6 de la loi
sur la banque nationale (LBN) précise le mandat de la BNS. Il est indiqué qu’elle mène
une politique monétaire qui promeut l’intérêt général du pays. Néanmoins, insatisfait
du rôle joué par la BNS, Corrado Pardini (ps, BE) a déposé une motion qui charge le
Conseil fédéral d’empêcher la BNS de remodeler artificiellement le paysage
économique suisse. Il estime, qu’étant donné le franc fort, le tissu économique suisse,
qui repose sur les PME, se délite. Ce déchirement des mailles de l’industrie helvétique
s’accompagnerait d’un risque de disparition massive d’emplois. Il pointe du doigt la
BNS qui utiliserait un franc surévalué pour mener une politique de désindustrialisation
nocive à l’économie helvétique et par conséquent opposée à l’objectif initial d’intérêt
général. Dans sa réponse, le Conseil fédéral a mis en avant l’argument de
l’indépendance de la BNS. Par ailleurs, il a précisé que l’utilisation des taux négatifs
ainsi que des interventions ciblées de la BNS étaient deux outils utilisés par la BNS pour
lutter contre le franc fort. A la chambre du peuple, la motion a été refusée par 140 voix
contre 52. Seul le camp rose-vert a soutenu la motion. 9

MOTION
DATE: 31.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Alors que la politique monétaire qui visait un affaiblissement du franc pour encourager
les exportations a drastiquement augmenté les réserves en devise de la Banque
nationale suisse (BNS), Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) préconise la création
d’un fonds souverain alimenté par les réserves de la BNS. Comme argument, la
parlementaire a cité un exemple la Norvège qui a créé un fonds souverain avec les
recettes issues du pétrole. Elle a ensuite expliqué que ce fonds souverain était utilisé
pour des investissements stratégiques. Dans sa réponse, le Conseil fédéral a rappelé les
arguments qui plaident en défaveur d’un tel fonds. Ces arguments proviennent
notamment de la réponse au postulat 15.3017. Le Conseil national a rejeté la motion par
132 voix contre 58 et 3 abstentions. Les voix du camp rose-verte et du PBD n’ont pas
suffi. 10

MOTION
DATE: 06.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que la Banque nationale suisse (BNS) est l'unique banque centrale cotée en
bourse, Roberta Pantani (lega, TI) demande une décotation de la BNS afin d'éviter d'en
perdre le contrôle. Le Conseil fédéral a considéré les craintes de l'auteure de la motion
comme infondées. La motion a été classée car la parlementaire a quitté le Parlement.

MOTION
DATE: 05.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

La parlementaire Jacqueline Badran (ps, ZH) estime que la Banque nationale suisse (
BNS) doit prendre en compte les objectifs de l'Accord de Paris dans sa politique
d'investissement. La motion s'inscrit dans le débat sur la finance durable. Le Conseil
fédéral a recommandé le rejet de la motion. Il a précisé que la politique de la BNS
suivait uniquement un objectif de stabilité économique, et non pas des objectifs
politiques ou stratégiques. La motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans
un délai de deux ans.

MOTION
DATE: 25.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Étant donné l'adhésion de la Suisse à l'Accord de Paris, Fabian Molina (ps, ZH) estime
que les liquidités et les placements financiers de la Confédération devraient être
compatibles avec des flux financiers durables. En traitant des liquidités et des
placements financiers de la Confédération, le parlementaire socialiste pointe du doigt
l'absence de stratégie de durabilité de la Banque nationale suisse (BNS). 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a précisé que la BNS n'utilisait pas les
liquidités de la Confédération pour financer ses placements. En outre, il a indiqué
qu'une gestion des liquidités et des placements financiers de la Confédération par un
autre établissement financier entraînerait des coûts considérables vu les intérêts
négatifs. 
La motion a été rejetée par le Conseil national par 110 voix contre 64 et 2 abstentions.
Seul le camp rose-vert a voté en faveur de la motion. 11

MOTION
DATE: 03.05.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de répondre à la crise économique induite par la crise sanitaire du Covid-19, Beat
Rieder (centre, VS) a proposé au Conseil fédéral de créer un fonds souverain. Les
objectifs prioritaires de ce fonds souverain seraient de stabiliser l’économie, de
préserver les secteurs économiques indispensables comme la santé ou les transports,
et les entreprises d’importance systémique de rachat par des entreprises étrangères. 
Le Conseil fédéral s’est opposé à la motion. En effet, il a, d’un côté, rappelé les
nombreux programmes de relance conjoncturelle qui ont été élaborés, et d’un autre
côté, indiqué que les marchés du crédit fonctionnaient en Suisse. 
Afin de statuer sur la motion, la Commission de l’économie et des redevances du
Conseil des États (CER-CE) a auditionné des représentants de la Banque nationale
(BNS), de l’économie et des cantons. A la suite de ces auditions, la motion a été retirée.
Le sénateur valaisan a estimé que la pertinence de la motion s'était délitée avec la fin
de la crise du Covid-19. Une motion similaire avait été déposée au Conseil national (Mo.
20.3331). Elle a également été retirée. 12

MOTION
DATE: 14.01.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Olivier Feller (plr, VD) a déposé une motion pour clarifier la fonction de la réserve pour
distributions futures dans le bilan de la BNS. Selon le parlementaire vaudois, les
attentes parlementaires relatives à la distribution du bénéfice de la BNS se répètent
chaque année comme le mauvais refrain d'une chanson orchestrée par l'ambiguïté de
cette terminologie. Il préconise donc soit une modification de cette dénomination, soit
une attribution complète de cette réserve à la Confédération et aux cantons. 
Le Conseil fédéral a recommandé le rejet de la motion. D'après le gouvernement, les

MOTION
DATE: 15.03.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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réserves pour distributions futures amortissent les fluctuations du résultat annuel de la
BNS afin de pérenniser la distribution de son bénéfice. Néanmoins, il reconnaît la
maladresse de l'appellation. Il propose donc de réviser cette terminologie lors de la
prochaine révision de la convention concernant la distribution du bénéfice de la BNS.
En chambre, la motion a été rejetée, in extremis, par 98 voix contre 93 et 1 abstention.
Les voix de l'UDC (53), du Centre (29) et des Vert'libéraux (16) ont provoqué le rejet de la
motion. 13

Afin de répondre à la crise économique induite par la crise sanitaire du Covid-19,
Martin Candinas (centre, GR) a proposé au Conseil fédéral de créer un fonds souverain.
Les objectifs prioritaires de ce fonds souverain seraient de stabiliser l’économie, de
préserver les secteurs économiques indispensables, comme la santé ou les transports,
et les entreprises d’importance systémiques de rachat par des entreprises étrangères,
ou encore de stimuler la relance économique. 
Le Conseil fédéral s’est opposé à la motion. En effet, il a, d’un côté, rappelé les
nombreux programmes de relance conjoncturelle qui ont été élaborés, et d’un autre
côté, indiqué que les marchés du crédit fonctionnaient en Suisse.
La motion a finalement été retirée. Le député  a estimé que la pertinence de la motion
s'était délitée avec la fin de la crise du Covid-19. Une motion similaire avait été déposée
au Conseil des États (Mo. 20.3416). Elle a également été retirée. 14

MOTION
DATE: 15.03.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Face à l’omniprésence des nouvelles technologies de paiement, comme les cartes de
crédit ou les applications pour smartphone, le conseiller national Jean-Luc Addor (udc,
VS) demande au Conseil fédéral d’inscrire dans la Constitution fédérale le droit de
payer en espèces. D’après le député valaisan, ces nouvelles technologies de paiement
sont des outils opaques en termes de protection des données. Les citoyens et
citoyennes helvétiques doivent donc être libres de payer en espèces s’ils le souhaitent.

Le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion. Il a d’abord indiqué, qu’avant la
crise du Covid-19, aucun recul d’utilisation de l’argent liquide n’avait été observé. Il a
précisé ensuite que la Banque national suisse (BNS) avait déjà le mandat de «faciliter et
d’assurer le bon fonctionnement des systèmes de paiement». Finalement, l’art.3 de la
loi fédérale sur l'unité monétaire et les moyens de paiement (LUMMP) garantit la
possibilité de paiement en espèces avec des pièces et des billets de banque suisses. 
En chambre, la motion a été balayé par 130 voix contre 58 et 5 abstentions. Les 51 voix
de l’UDC n’ont été rejointes que par 5 voix du Centre et 2 voix du PLR. 15

MOTION
DATE: 15.03.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que le Conseil fédéral s'est engagé en faveur de la finance durable, notamment à
la suite des Accords de Paris, Baptiste Hurni (ps, NE) considère que les décisions
d'investissements de la Banque nationale suisse (BNS) sont parfois en inadéquation
avec l'objectif d'évolution vers une société helvétique à faible émission de gaz à effet
de serre. En outre, il précise que la «culture de l'opacité de la BNS»  renforce les
risques d'une dérive vers des investissements non durables. Afin de répondre à cette
problématique, il préconise la création d'un comité d'éthique, sur le modèle du fond
souverain Norvégien. Ce comité d'éthique n'influencerait pas la politique monétaire,
mais pourrait exclure certaines actions, et donc certaines entreprises, du catalogue
d'investissements de la BNS. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a brandi l'indépendance de la BNS ainsi
que son objectif prioritaire de mise en œuvre de sa politique monétaire. De plus, il a
indiqué que la BNS panache ses investissements afin de réduire ses risques, et prend
déjà en compte des critères environnementaux, sociaux et de gouvernance afin
d'exclure certaines entreprises. Finalement, le Conseil fédéral a adouci son discours et
proposé d'intégrer la possibilité de créer un comité d'éthique dans son rapport sur le
postulat 20.3012. 
La motion a été rejetée par 116 voix contre 64 et 3 abstentions au Conseil national. Seul
le camp rose-vert a voté en faveur de la motion. 16

MOTION
DATE: 08.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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Mehr Chancengleichheit im Wahlverfahren für den Bankrat der Nationalbank
wünschte sich Daniela Schneeberger (fdp, BL) und forderte mittels Motion eine
Anpassung des Verfahrens. Wie Schneeberger erklärte, werde der elfköpfige Bankrat,
welcher die Aufsicht und Kontrolle über die Geschäftsleitung der SNB ausübe, jeweils
vom Bundesrat (sechs Mitglieder) und von der Generalversammlung der SNB (fünf
Mitglieder) gewählt. Die personelle Zusammensetzung gestalte sich dabei grundsätzlich
nach vom EFD und der SNB festgelegten Prinzipien: Diese umfassten verschiedene
fachliche Kriterien, die Berücksichtigung des Föderalismus und der Sozialpartnerschaft
der Schweiz sowie die Vertretung verschiedener Wirtschaftsbranchen. In der Praxis
werde – wie es vergangene Dekaden vermuten liessen – allerdings immer derselbe
Automatismus angewendet und Vertretende des gleichen Wirtschaftsdachverbands und
derselben Gewerkschaftsdachorganisation in den Rat gewählt. Zur Besetzung dieser
Positionen sei keine öffentliche Ausschreibung vorgesehen, was das Wahlverfahren
äusserst intransparent mache, schrieb Schneeberger in der Motionsbegründung. Zur
Abbildung der Diversität der Schweizer Wirtschaft im Rat forderte die Motionärin und
zugleich Vizepräsidentin des SGV die Prüfung eines Rotationsprinzips unter den
Wirtschaftsorganisationen und einen stärkeren Einbezug von Wirtschaftsvertretenden
verschiedener Organisationen und Branchen bei der Evaluation von Kandidierenden.
Karin Keller-Sutter widersprach und stellte klar, dass bei der Wahl des Bankrats kein
solcher Automatismus existiere. Es sei zwar tatsächlich so, dass in den vergangenen
Wahlverfahren die Kandidierenden von Economiesuisse und des SGB berücksichtigt
worden seien; entscheidend sei allerdings jeweils deren Qualifikation gewesen. Die in
der Motion vorgeschlagenen Änderungen würden die Flexibilität bei der Auswahl von
Kandidierenden einschränken, weshalb sie der Bundesrat ablehne. Mit 116 zu 74
Stimmen bei einer Enthaltung sprach sich der Nationalrat in der Frühlingssession 2023
gegen die Motion aus, wobei der Widerstand gegenüber dem Anliegen aus den
Fraktionen der Grünen, der SP und der SVP stammte. 17

MOTION
DATE: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

Nachdem die Gold-Initiative im November 2014 an der Urne verworfen worden war,
brachte Lorenzo Quadri (lega, TI) die Debatte zur Goldlagerung im Ausland Jahre später
erneut auf den Tisch. Mit einer im Mai 2022 eingereichten Motion forderte er, im
Ausland gelagertes Nationalbankgold in die Schweiz zurückzuholen. Die gegenwärtig in
der Welt herrschenden Unsicherheiten und die fortschreitende Entdollarisierung der
Weltwirtschaft machten Gold zu einem immer wichtigeren sicheren Hafen. Die Schweiz,
ihre Verfassung und ihre Gesetze seien mit Blick auf die Neutralitätsfrage momentan
grossem internationalen Druck ausgesetzt. Um zu verhindern, dass das im Ausland
gelagerte Schweizer Gold aus internationalen oder wirtschaftspolitischen Gründen als
Geisel genommen wird, müsse dieses in die Schweiz rückgeführt werden. Konkret
handle es sich gemäss dem Motionär um 30 Prozent der schweizerischen Goldreserven,
welche momentan in England und Kanada lagerten; 70 Prozent der Reserven befänden
sich in der Schweiz. Mit Verweis darauf, dass die Lagerung der Goldreserven in der
alleinigen Verantwortung der SNB liege und der Bundesrat deshalb keine Kompetenzen
in diesem Bereich habe, begründete Finanzministerin Karin Keller-Sutter die
ablehnende Haltung des Bundesrats. Mit 140 zu 53 Stimmen lehnte der Nationalrat die
Motion in der Frühlingssession 2023 ebenfalls ab. 18

MOTION
DATE: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

Banques

A la suite de la pandémie de Covid-19, le Conseil fédéral – en collaboration avec la
Banque nationale suisse (BNS), l'Autorité de surveillances des marchés financiers
(Finma) et les banques – a mis en place des crédit-relais pour les entreprises
helvétiques. Selon l'art. 24 de l'ordonnance sur les cautionnements solidaires liés au
Covid-19, ces crédits cautionnés ne seront pas considérés comme des capitaux tiers
jusqu'au 31 mars 2022. La Commission des finances du Conseil des Etats (CdF-CE, par 8
voix contre 2 et 3 abstentions, a déposé une motion pour prolonger ce délai. La prise
en compte comme capitaux tiers ne devraient pas apparaître avant la fin de la durée
totale des cautionnements solidaires. 
Tout comme le Conseil fédéral qui préconisait l'adoption de la motion, les chambres
des cantons et du peuple ont adopté la motion tacitement. 19

MOTION
DATE: 05.05.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a
proposé une prolongation du délai d'amortissement des crédit-relais octroyés aux
entreprises par les banques dans le cadre de la crise économique induite par le
Covid-19. Cette motion entraînerait une modification de l'art. 5 de l'ordonnance sur les
cautionnements solidaires liés au Covid-19. Une minorité de la commission, emmenée
notamment par les parlementaires UDC, proposait le rejet de la motion. 
Le Conseil fédéral a également préconisé le rejet. Il a estimé que le délai prévu de 5
années correspondait à un judicieux équilibre entre flexibilité pour les entreprises et
risques pour la Confédération. Il a précisé qu'une prolongation entraînerait une
insécurité juridique.
Tout d'abord, le Conseil national a adopté la motion par 112 voix contre 78 et 3
absentions. Les voix du camp rose-vert, rejointes par 22 voix du groupe du Centre, 7
voix du PLR et 15 voix des Vert'libéraux, ont fait pencher la balance en faveur de
l'adoption de la motion. Puis, le Conseil d'Etat a rejeté la motion par 23 voix contre 16.
Au final, la motion a donc été rejetée, tout comme la motion 20.3138 qui a été débattue
en parallèle. Deux motions identiques ont également été déposées par la CdF-CN
(20.3147) et par la CdF-CE (20.3152). 20

MOTION
DATE: 06.05.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Selon l'art. 13 de l'ordonnance sur les cautionnements solidaires liés au Covid-19, les
taux d'intérêts des crédit-relais – fixés initialement à 0 pour cent – seront adaptés par
le Département fédéral des finances (DFF) selon l'évolution du marché à partir du 31
mars 2021. La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-
CN) a déposé une motion avec comme objectif de verrouiller le taux de 0 pour cent
pendant 5 années. 
Le Conseil fédéral, tout comme une minorité de la CER-CN, a préconisé le rejet de la
motion. D'une part, il a estimé qu'il était hautement probable que ce taux demeure à 0
pour cent, étant donné les conséquences à long-terme de la pandémie sur l'économie.
D'autre part, il trouve logique de lier le taux à l'évolution du marché, car une hausse des
taux serait le fruit d'une croissance économique et donc d'une situation
économiquement favorable pour les entreprises. De plus, la suppression de la flexibilité
du taux pourrait avoir des conséquences perverses sur les entreprises qui seraient
potentiellement mises sous pression par les banques qui viseraient une accélération du
remboursement du crédit.
Le Conseil national a adopté la motion par 118 voix contre 72 et 2 abstentions. La
totalité du Parti socialiste et des Verts (sauf une exception) ont voté en faveur de la
motion. Ces voix ont été rejointes par 4 voix de l'UDC, 11 voix du PLR, 23 voix du groupe
du centre et 14 voix des Vert'libéraux. A l'inverse, la chambre des cantons a rejeté la
motion par 23 voix contre 16. La motion a été débattue en parallèle de la motion
20.3137. Deux motions similaires ont été déposées par la CdF-CN (20.3148) et par la
CdF-CE (20.3153). Elles ont toutes été rejetées. 21

MOTION
DATE: 06.05.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion qui visait la prise en compte des crédits Covid-19 comme capitaux tiers a
été classée dans le cadre du traitement de la loi sur les cautionnements solidaires
(20.075). Les crédits Covid-19 ne seront pas considérés de rang postérieur en cas de
faillite.

MOTION
DATE: 02.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Bourses

In der Frage, ob eine Vereinheitlichung des schweizerischen Wertpapierhandels auf
dem Konkordatsweg oder über ein eidgenössisches Rahmengesetz vorzunehmen sei,
zeichnete sich eine Lösung ab. Die Vereinigung der Schweizer Börsen beschloss, ihren
Widerstand gegen eine bundesstaatliche Regelung, wie sie insbesondere von der
Nationalbank gefordert worden war, aufzugeben. Auch der Nationalrat scheint einer
nationalen Regelung den Vorzug zu geben: er überwies eine aus dem Vorjahr
stammende Motion Eisenring (cvp, ZH) (Mo. 88.594) für die Schaffung eines
Börsengesetzes als Postulat. Die bereits im August 1988 vom Finanzdepartement in
dieser Sache eingesetzte Studiengruppe muss auch überprüfen, ob in dieses neue
Gesetz Bestimmungen über einen verbesserten Anlegerschutz aufgenommen werden
sollen. Dies hatte Nationalrätin Uchtenhagen (sp, ZH) in einer im Berichtsjahr als
Postulat überwiesenen Motion (Mo. 88.803) verlangt. 22

MOTION
DATE: 29.11.1989
HANS HIRTER
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Finances publiques

Régime financier et dépenses

Die Errichtung eines souveränen, gemeinwohl- und ertragsorientierten Staatsfonds
verlangte Beat Rieder (mitte, VS) im März 2022 in einer Motion. Dieser solle durch einen
Teil der Währungsreserven der SNB geäufnet werden, wobei die SNB im Gegenzug
Obligationen des Staatsfonds als Sicherheit erhalten würde. Die Gewinne des Fonds
sollten Bund und Kantonen zugutekommen, welche sie für Beteiligungen an
systemrelevanten Schweizer Unternehmen oder an strategischen Sachwerten sowie zur
Finanzierung von Investitionsprogrammen zur Konjunkturbelebung einsetzen könnten.
Der Motionär störte sich daran, dass die SNB ihre Währungsreserven in ausländische
Aktien anlegte, und erachtete einen ähnlichen Staatsfonds wie in Norwegen oder
Singapur als Möglichkeit, die Gelder «vorteilhafter, strategischer und unabhängiger»
einzusetzen. 
Der Bundesrat lehnte die Motion als «Eingriff in die verfassungsrechtliche
Unabhängigkeit der SNB» ab. Die SNB müsse uneingeschränkt über ihre
Währungsreserven verfügen können, um eine übermässige Aufwertung des Frankens
verhindern zu können. Zudem kritisierte der Bundesrat unter anderem die fehlende
Berücksichtigung der Möglichkeit eines Anlageverlustes sowie die sehr heterogenen
Einsatzzwecke des Fonds.
In der Sommersession 2022 entschied sich der Ständerat auf Antrag von Roberto
Zanetti (sp, SO) mit 19 zu 16 Stimmen (bei 1 Enthaltung), die Motion der zuständigen
Kommission zur Vorberatung zuzuweisen. 23

MOTION
DATE: 13.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

Plan financier et mesures d'assainissement

Im Mai 2021 schlug die FK-SR in einer Motion vor, die Zusatzausschüttungen des Jahres
2020 (CHF 660 Mio.) der SNB dem Amortisationskonto gutzuschreiben und somit zum
Abbau der Corona-Schulden zu verwenden. Anders als die Motion ihrer
Schwesterkommission, welche neben den Zusatzausschüttungen auch den Grundbetrag
der Ausschüttungen auf das Amortisationskonto buchen wollte, plante die
ständerätliche Kommission, den Grundbetrag über CHF 2 Mrd. wie geplant dem
ordentlichen Haushalt zukommen zu lassen. Demnach hätten «Zusatzausschüttungen
[...] klar den Charakter von ausserordentlichen Einnahmen», begründete die
Kommission ihren Vorstoss. Im August 2021 beantragte der Bundesrat die Ablehnung
der Motion, da er den generellen Vorschlag der ständerätlichen Kommission in der
Zwischenzeit als eine von zwei Möglichkeiten in seine Botschaft zum Abbau der Covid-
19-Schulden aufgenommen hatte: So sollen die Schulden neben der Verwendung der
ordentlichen Überschüsse in den kommenden Jahren entweder über die
Zusatzausschüttungen der SNB oder über eine Umbuchung der als ordentliche
Überschüsse verbuchten Erträge aus früheren Jahren abgebaut werden. Gleichzeitig
hatte er jedoch darauf verzichtet, die bereits verbuchten Zusatzausschüttungen aus
dem Jahr 2020 neu zuzuweisen und seine Regelung stattdessen auf die ab 2021
anfallenden Ausschüttungen beschränkt. 
Nachdem Bundesrat und Kommission dieses aktuelle Projekt des Bundesrates in der
Herbstsession 2021 erläutert hatten, zog die Kommission ihre Motion, die von einer
Minderheit Zanetti (sp, SO) abgelehnt worden war, zurück. 24

MOTION
DATE: 21.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Péréquation financière

CVP-Nationalrat Walker (SG) beantragte in einer Motion, zur besseren Akzeptanz der
NFA eine Überbrückungshilfe zu schaffen, die aus der vorgesehenen Erhöhung der
Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nationalbank zu finanzieren sei. Der
Bundesrat entgegnete, das bestehende Konzept des NFA sehe bereits eine degressiv
ausgestaltete Überbrückungshilfe vor. Die potentiellen Gewinne der Nationalbank
sollten allerdings nicht zum jetzigen Zeitpunkt bereits zweckgebunden werden. Der Rat
überwies den Vorstoss als Postulat.  25

MOTION
DATE: 15.12.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Infrastructure et environnement

Energie

Produits pétroliers et gaz

La députée verte Valentine Python (verts, VD) recommande une stratégie de
désinvestissement des énergies fossiles pour les fonds publics et semi-publics. Dans
son argumentaire, la députée pointe du doigt les caisses de pension, la Banque
nationale suisse (BNS), les assurances sociales, ou encore les fonds fédéraux ou
cantonaux qui investissent dans les énergies fossiles. Elle propose donc l'interdiction
de ces investissements au-delà de 2026 et un réinvestissement de ces fonds dans la
transition énergétique. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. D'un côté, il estime injustifié de
s'immiscer dans les décisions stratégiques de placement de ces fondations ou
personnes morales. D'un autre côté, il a rappelé les différentes mesures déjà prises
pour une place financière suisse durable. 
Fin 2022, la motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans le délai imparti. 26

MOTION
DATE: 16.12.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Politique sociale

Assurances sociales

Assurance-vieillesse et survivants (AVS)

Ende 2018 reichte Alfred Heer (svp, ZH) eine Motion ein, um die Negativzinsen der SNB
der AHV zugute kommen zu lassen. Durch eine Änderung der Grundlagen der
Gewinnverteilung sollten die von der Nationalbank erhobenen Negativzinsen
vollumfänglich in die AHV anstatt in die Bundeskasse fliessen, zumal der Bund von
fehlenden Schuldzinsen oder gar Zinsüberschüssen auf neuen Bundesobligationen
profitiere, während das Kapital der Versicherten in AHV und Pensionskassen durch die
Negativzinsen tiefer versteuert werde, wie der Motionär argumentierte. Der Bundesrat
wies darauf hin, dass dieser Betrag für eine Sanierung der AHV bei Weitem nicht
ausreiche und die AHV permanenter und nachhaltiger Einnahmen bedürfe, die
Negativzinsen aber nur vorübergehend erhoben würden. Zudem steige der
Bundesbeitrag an die AHV durch seine Bindung an das AHV-Ausgabenwachstum mit
jährlich 3 Prozent bereits sehr stark. Folglich empfahl er die Motion zu Ablehnung. 
In der Frühjahrssession 2020 reichte der Motionär einen Ordnungsantrag auf
Behandlung seiner Motion während der laufenden Session ein. Eine Alimentierung der
AHV sei dringend, deshalb müsse man jetzt diesbezüglich eine Lösung finden, erklärte
Heer. Im Namen der WAK-NR bestätigte Christian Lüscher (fdp, GE) mit Verweis auf
mehrere entsprechende Vorstösse die Aktualität dieses Themas. Da die übrigen
Vorstösse im März 2020 in der SGK-NR behandelt würden, die Motion Heer bei
Annahme im Nationalrat jedoch im März nicht mehr durch die nationalrätliche
Kommission diskutiert werden könne, erachtete er die Ablehnung des Ordnungsantrags
als den schnelleren Weg für die Behandlung der Motion. Dennoch nahm der Nationalrat
den Ordnungsantrag mit 141 zu 52 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen den Willen der
Grünliberalen, der FDP.Liberalen sowie eines Teils der Mitte-Fraktion an. Zu der auf
Mittwoch der dritten Sessionswoche angesetzten Behandlung der Motion kam es jedoch
aufgrund des Corona-bedingten Abbruchs der Frühjahrssession nicht mehr. 27

MOTION
DATE: 18.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2020 stand die von Alfred Heer (svp, ZH) in der Frühjahrssession
verlangte Behandlung seiner Motion «Negativzinsen der SNB in die AHV» auf dem
Programm. Heer betonte, dass die SNB dadurch, dass fremde Zentralbanken sehr viel
Geld druckten, ebenfalls zu diesem Schritt gezwungen sei. Mit den Negativzinsen
würden die Sparer «beschissen», während der Bund profitiere. Wenn man nun die
Verteilung des Gewinns ändere, habe dies jedoch keine Auswirkungen auf die
Unabhängigkeit der Nationalbank und auch die Kantone seien nicht betroffen. Einzig
der Bund habe dadurch weniger Einnahmen, er könne aber in seinen Verhandlungen
mit der SNB selbst dafür sorgen, dass Letztere die Differenz mithilfe der
Ausschüttungsreserve ausgleiche. Finanzminister Maurer empfahl die Vorlage im Namen
des Bundesrates zur Ablehnung. Vor der Einreichung der Motion habe die SNB jährlich
CHF 2 Mrd. an Negativzinsen eingenommen, nach der Ausweitung der Freimenge für die
Banken seien das voraussichtlich nur noch CHF 500 Mio. Dieses Geld reiche nicht, um
die strukturellen Probleme der AHV zu lösen. Zudem sei für die Änderung der Verteilung

MOTION
DATE: 17.06.2020
ANJA HEIDELBERGER
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eine Verfassungsänderung nötig. Die mahnenden Worte des Finanzministers trafen
jedoch nicht auf offene Ohren: Mit 108 zu 79 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) nahm der
Nationalrat die Motion an. Eine Allianz der SP-, Grünen- sowie der Mehrheit der SVP-
Fraktion setzte sich gegen die Grünliberale-, die FDP.Liberale- und die Mitte-Fraktion
durch. 28

In der Sommersession 2021 befasste sich der Ständerat mit der Motion von Alfred Heer
(svp, ZH) «Negativzinsen der SNB in die AHV», gemäss der ein Teil des Bundesanteils am
SNB-Gewinn in Höhe des «Einkommen[s] der SNB aus Negativzinsen» der AHV
zukommen sollte. Die SGK-SR hatte sich im April 2021 mit dieser Frage
auseinandergesetzt und dabei festgehalten, dass sie dies für «keine nachhaltige sowie
geld- und finanzpolitisch angebrachte Massnahme» halte. Einerseits bedürfe eine
langfristige Sicherung der AHV-Finanzierung struktureller Reformen, andererseits stelle
dies einen Eingriff in die Geldpolitik der SNB dar. Schliesslich sei die AHV weniger stark
von Negativzinsen betroffen als beispielsweise die Pensionskassen, da die SNB keine
Negativzinsen auf den Geldern des AHV-Fonds erhebe. Damit reagierte die
Kommissionsmehrheit auf das Hauptargument der Kommissionsminderheit, die auf die
Belastung der AHV durch die Negativzinsen verwies und die Motion entsprechend zur
Annahme empfahl. Mit 27 zu 18 Stimmen lehnte der Ständerat die Motion nach
zahlreichen Wortmeldungen ab und sandte damit auch ein Zeichen an den Nationalrat,
der gleichentags im Rahmen der Behandlung der AHV 21-Reform verschiedene Anträge
mit ähnlichem Inhalt debattierte und einen davon gar annahm. 29

MOTION
DATE: 09.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Assurance-invalidité (AI)

Eine Motion Rossini (sp, VS) forderte, eine gesetzliche Grundlage zu schaffen, damit der
neue IV-Ausgleichsfonds mit CHF 5 Mrd. aus dem Gewinn der Nationalbank gespeist
werden könne. Der Bundesrat lehnte die Motion ab, mit der Begründung, dass er eine
Verknüpfung von Nationalbankerträgen mit spezifischen Zwecken für gefährlich halte.
Die Motion trage zudem der Unsicherheit der zukünftigen Entwicklung keine Rechnung.
Der Nationalrat schloss sich dieser Ansicht an und lehnte die Motion mit 114 zu 55
Stimmen ab. 30

MOTION
DATE: 11.06.2009
LINDA ROHRER

Prévoyance professionnelle

Damian Müller (fdp, LU) reichte eine Motion ein, mit der er dem Sicherheitsfonds BVG
für die Dauer der Übergangsmassnahmen zur BVG-Revision jährlich CHF 500 Mio. aus
der Gewinnausschüttung der SNB zukommen lassen wollte. Sein Anliegen ergänzte eine
Reihe ähnlich lautender Vorstösse (Mo. 18.4327; Pa.Iv. 18.465; Pa.Iv. 19.481; Pa.Iv.
20.432). Damit solle das Rentenniveau der Übergangsgeneration gesichert werden – ein
Aspekt, der im Rahmen der Revision noch diskutiert werden müsse, aber für den Erfolg
der Vorlage vor dem Volk zwingend sei, wie der Motionär betonte. Die CHF 500 Mio.
seien auf die Negativzinsen, welche die zweite Säule jährlich mit ungefähr demselben
Betrag belasteten, zurückzuführen. 
Der Bundesrat lehnte den Vorschlag in seiner Stellungnahme ab: Der Bundeshaushalt
werde durch die Corona-Pandemie stark belastet und der Bund benötige folglich die
Gewinnbeteiligung der SNB. Zudem seien die Sozialpartner für die Finanzierung der
beruflichen Vorsorge zuständig und schliesslich hänge die Höhe der Ausschüttungen
insbesondere auch von der Entwicklung der Währungsreserven ab, nicht nur von den
Negativzinsen. 
In der Herbstsession 2020 nahm der Ständerat stillschweigend einen Ordnungsantrag
Dittli (fdp, UR) auf Zuweisung der Motion an die SGK-SR an. 31
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Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Recherche

Depuis la décision de la Banque Nationale Suisse (BNS) d’abandonner le taux plancher,
le débat sur le franc fort ne cesse de résonner sous la coupole. Louis Schelbert (verts,
LU) propose ainsi une Augmentation des crédits à la  Commission pour la technologie
et l’innovation (CTI). En effet, il estime que, même si la politique monétaire reste du
domaine de la BNS, les milieux politiques ont le devoir de chercher une solution à
travers différentes mesures. Ainsi, des crédits supplémentaires et une activité accrue
de la CTI permettraient de dynamiser l’innovation, de renforcer le lien entre recherche
et économie, de faciliter le transfert de technologies et de soutenir le
perfectionnement professionnel des employés. Une augmentation des crédits à la CTI
renforcerait la compétitivité des entreprises, élément clé dans une période de
marasme économique. Si le Conseil fédéral a souligné le rôle moteur de la CTI, il a
précisé que les prévisions conjoncturelles pour 2015 et 2016 ne prédisent pas une
récession, mais plutôt un ralentissement de la conjoncture. Par conséquent, une
augmentation des crédits de la CTI, pour lutter contre la situation économique n’a pas
lieu d’être dans l’immédiat. Le Conseil national, qui a traité la question dans un cadre
commun avec plusieurs interpellations et motions urgentes sur le sujet du franc fort, a
adopté la motion par 110 voix contre 73 et 4 abstentions. Le Conseil des Etats a rejeté la
motion. La Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil de
Etats (CSEC-CE) a argumenté que la motion n’avait plus lieu d’être car une décision
d’augmentation des crédits pour la CTI de l’ordre de 20 millions de francs avait déjà été
prise au début du mois d’août. 32
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